
Satzung 

Bremer Literaturhaus [virt.] e.V. 

 

§ 1 

Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen Bremer Literaturhaus [virt.] e.V. 

2. Der Sitz des Vereins ist Bremen. 

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Zweck 

1. Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst und Kultur sowie der Volks- und 

Berufsbildung einschließlich der Studentenhilfe. 

2. Der Verein macht es sich zur Aufgabe, die Literatur insgesamt zu fördern und 

Kenntnisse über Literatur als wesentlichen Bestandteil menschlicher Bildung zu 

vermitteln. Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die virtuelle 

Nutzung und Vernetzung sämtlicher Komponenten des literarischen Lebens unter 

dem Dach eines Bremer Literaturhauses. Die kooperativen Bildungsprojekte des 

Vereins fördern Vielfalt und insbesondere die Sprach- und Lesekompetenz von 

Kindern und Jugendlichen. 

 

§ 3 

Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 

Erwerb der Mitgliedschaft / Mitgliedsbeitrag 

1. Ordentliches Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person ab Vollendung des 14. 

Lebensjahres und jede juristische Person werden, die sich zu den Zielen des Vereins 

bekannt und diese durch aktive Mitarbeit unterstützt. 

2. Fördermitglied des Vereins kann jede natürliche Person ab Vollendung des 14. 

Lebensjahres und jede juristische Person werden. Fördermitglieder unterstützen den 

Verein ideell und materiell. 

Mitarbeiter des Vereins können nicht Mitglied werden. 

3. Voraussetzung für die Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag, der an 

den Vorstand gerichtet werden soll. 

Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. Bei 

Ablehnung des Antrages ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die Gründe 

mitzuteilen. 

4. Von den Mitgliedern kann ein Mitgliedsbeitrag erhoben. Höhe und Fälligkeit werden 

von der Mitgliederversammlung festsetzt. 

 

§ 5 

Beendigung der Mitgliedschaft 



1. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss oder Austritt aus dem Verein. Der 

Austritt ist jederzeit möglich und erfolgt durch schriftliche Erklärung an den 

Vorstand. 

2. Wenn ein Mitglied schuldhaft in grober Weise die Interessen des Vereins verletzt, 

kann es durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung muss die Mitgliederversammlung 

dem Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben. 

Der Beschluss der Mitgliederversammlung ist schriftlich zu begründen und dem 

Mitglied zuzusenden. 

3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen 

werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der Zahlung von 

Mitgliedsbeiträgen im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, 

wenn nach der Absendung der zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und 

in dieser Mahnung die Streichung angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstands 

über die Streichung soll dem Mitglied mitgeteilt werden. 

4. Die Mitgliedschaft endet automatisch mit dem Tag, an dem ein Mitglied ein 

Beratungs- und / oder Dienstverhältnis, welcher Art auch immer, mit dem Verein 

eingeht. 

 

§ 6 

Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 7 

Vorstand 

1. Der Vorstand des Vereins iSv. § 26 BGB besteht aus der / dem Vorsitzenden und 

dem Stellvertreter und einem weiteren Vorstandsmitglied. 

2. Der Verein wird durch je zwei Vorstandsmitglieder vertreten. 

3. Mit Zustimmung der Mitgliederversammlung kann der Vorstand für die Führung 

laufender Geschäfte einen oder mehrere Geschäftsführer verpflichten. 

4. Der Vorstand kann für besondere, dauernde oder vorübergehende 

Angelegenheiten und Aufgaben Ausschüsse bilden sowie einzelne Aufgaben einer 

Geschäftsführung übertragen. Der Vorstand ist insbesondere ermächtigt, einem 

Geschäftsführer Vollmacht für die Vertretung des Vorstandes in bestimmten 

Angelegenheiten zu erteilen. 

5. Die Aufgabenverteilung unter den Vorstandsmitgliedern wird vom Vorstand 

festgesetzt. 

 

§ 8 

Zuständigkeit des Vorstands 

1. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 

durch die Satzung einem anderen Organ des Vereins übertragen sind. Er hat unter 

anderem folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung sowie 

Aufstellung der Tagesordnung; 

b) Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung; 

c) Vorbereitung des Haushaltsplans, Buchführung, Erstellung des 

Jahresberichts; 

d) Beschlussfassung über die Aufnahme von Mitgliedern und die Streichung 

von der Mitgliederliste. 

2. Die Mitglieder des Vorstands haften gegenüber dem Verein bei der Wahrnehmung 



ihrer Vorstandstätigkeit nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

§ 9 

Wahl und Amtsdauer des Vorstandes 

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren, 

gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des 

Vorstands im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu 

Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit der 

Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines 

Vorstandsmitglieds. 

2. Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so kann der Vorstand für die 

restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

 

§ 10 

Sitzungen und Beschlüsse des Vorstands 

1. Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen werden; die 

Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Eine Einberufungsfrist von 

einer Woche soll eingehalten werden. 

2. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn zwei Mitglieder anwesend sind. Bei der 

Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

3. Der Vorstand kann außerhalb von Sitzungen schriftlich, fernschriftlich oder 

fernmündlich Beschlüsse fassen, wenn alle Vorstandsmitglieder sich an der 

Abstimmung beteiligen. 

 

§ 11 

Mitgliederversammlung 

1. In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. 

Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied schriftlich 

bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung 

gesondert zu erteilen; ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde 

Stimmen vertreten. 

2. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig: 

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das 

nächste Geschäftsjahr; Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstands; 

Entlastung des Vorstands; 

b) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge; 

c) Beschlussfassung über den Ausschluss von Mitgliedern gemäß § 5 Abs. 2; 

d) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands. 

 

§ 12 

Einberufung der Mitgliederversammlung 

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, soll die ordentliche 

Mitgliederversammlung stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer 

Frist von zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die 

Frist beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 

Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an 

die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet ist. 

Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. 

 



§ 13 

Außerordentliche Mitgliederversammlung 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn 

das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

 

§ 14 

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung wird von dem Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

von dem stellvertretenden Vorsitzenden geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied 

anwesend, bestimmt die Versammlung den Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann 

die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und der vorhergehenden 

Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. 

2. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss 

schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen 

Mitglieder dies beantragt. 

3. Jede Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen 

beschlussfähig. 

4. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen gelten als 

ungültige Stimmen. Zur Änderung der Satzung, wozu auch eine Zweckänderung 

zählt, sowie zur Auflösung des Vereins ist jedoch jeweils eine Mehrheit von drei Viertel der 

abgegebenen gültigen 

Stimmen erforderlich. 

6. Für Wahlen gilt folgendes: hat bei dem ersten Wahlgang kein Kandidat die 

Mehrheit der abgegebenen, gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl 

zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen 

erreicht haben. 

7. Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das 

vom jeweiligen Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

8. Der Vorstand wird bevollmächtigt, im Falle formaler Hinweise des zuständigen 

Registergerichts und/oder des Finanzamtes Änderungen in der Satzung ohne 

Zustimmung der Mitgliederversammlung zu beschließen, sofern dieses zur 

Eintragung des Vereins/einer Satzungsänderung/ im Hinblick auf die 

Gemeinnützigkeit erforderlich ist. Die Mitglieder sind anschließend zu unterrichten. 

 

§ 15 

Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit einer 

Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen 

Stimmen beschlossen werden (§ 14 Abs. 4). 

2. Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und 

der stellvertretende Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.  

3. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an den im Rahmen der 

Verschmelzung von Literaturhaus Bremen  [virt.] e.V. und Literaturkontor Bremen 

e.V. neu zu gründenden Verein mit dem voraussichtlichen Namen Literaturhaus 

Bremen e.V..  

der es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige beziehungsweise 

mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vereinsvermögens dürfen erst nach 



Einwilligung des Finanzamts ausgeführt werden. 

4. Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn der Verein aus 

einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 

Bremen, den 6. November 2024 


